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§ 2

Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.

Berlin, den 30. November 1962

Der Vorsitzende 
des Volkswirtschaftsrates der 

Deutschen Demokratischen Republik
I. V.: M a r k o w i t s c h  t 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden

Anordnung
über die Durchführung von Hausschlachtungen.

Vom 21. Dezember 1962
I

In Durchführung des § 57 der Verordnung vom 1. Ja­
nuar 1957 über die Pflichtablieferung und den Verkauf 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse (GBl. I S. 39) in der 
Fassung vom 16. Oktober 1958 (GBl. I S. 794) wird 
folgendes angeordnet:

§ 1
Anzeige und Bewilligung von Hausschlachtungen

(1) Hausschlachtungen von Rindern, Kälbern, Schwei­
nen, Schafen und Ziegen sind von den Tierhaltern (LPG, 
Genossenschaftsbauern und sonstigen Tierhaltern) späte­
stens 8 Tage vor ihrer Durchführung beim örtlich zu­
ständigen Rat der Gemeinde/Stadt anzuzeigen. Sie 
bedürfen der schriftlichen Bewilligung des Rates der 
Gemeinde/Stadt.

(2) Der Rat der Gemeinde/Stadt hat jeden abliefe­
rungspflichtigen Tierhalter, unabhängig von der Erfül­
lung des staatlichen Aufkommens in Schlachtvieh, im 
Kalenderjahr die Hausschlachtung eines Schweines, 
eines männlichen Kalbes mit einem Mastgewicht bis 
80 kg, eines Schafes und Ziegen zur Eigenversorgung 
des betreffenden Tierhalters und der zu seinem Haus­
halt gehörenden Personen zu bewilligen. Die Bewilli­
gung dieser Hausschlachtung ist zu untersagen, wenn 
der Tierhalter durch schuldhaftes Verhalten seine 
tierische Produktion zur Erfüllung des staatlichen Auf­
kommens in Schlachtvieh vernachlässigt hat.

(3) Ablieferungsfreie Tierhalter haben nachzuweisen, 
daß die zur Hausschlachtung bestimmten Tiere minde­
stens 6 Monate selbst gehalten und gefüttert wurden 
und zur Eigenversorgung des betreffenden Tierhalters 
und der zu seinem Haushalt gehörenden Personen be­
stimmt sind.

(4) Weitere über die im Abs. 1 genannten Hausschlach­
tungen kann der Rat der Gemeinde/Stadt dem Tier­
halter bewilligen, wenn diese den Umfang der Eigen­
versorgung des betreffenden Tierhalters und der zu 
seinem Haushalt gehörenden Personen nicht übersteigt 
und er den Plan des staatlichen Aufkommens in 
Schlachtvieh termingemäß erfüllt hat.

(5) Hausschlachtungen sind vom Rat der Gemeinde/ 
Stadt für Gemeinschaftseinrichtungen der LPG unter 
Berücksichtigung der im Betriebsplan der LPG vorge­
sehenen und im Umfange der zur Gemeinschaftsver­
sorgung der in der LPG beschäftigten Personen benötig­
ten Mengen zu bewilligen.

(6) Die vorstehenden Bestimmungen sind für die 
Hausschlachtungen der VEG entsprechend anzuwenden, 
die Anzeige ist beim Rat des Kreises, Abteilung Land­
wirtschaft, Erfassung und Forstwirtschaft, zu erstatten.

§ 2
Einhaltung der Schlachtbcstimmungen

Bei der Durchführung der Hausschlachtungen sind die 
Bestimmungen der Anordnung Nr. 2 vom 9. Februar 
1959 über die Schlachtung von landwirtschaftlichen 
Nutztieren (GBl. I S. 164) von den betreffenden Tier­
haltern zu beachten.

§ 3
Schlachtung von Ziegenlämmern und Zickeln

Die Hausschlachtung von Ziegenlämmern und Zickeln 
bis zum Alter von 3 Monaten ist beim zuständigen Rat 
der Gemeinde/Stadt anzuzeigen; sie bedarf keiner be­
sonderen Bewilligung.

§ 4
V erfahrensbestimmungen

(1) Die Bewilligung der Hausschlachtung ist gebühren­
frei; sie ist binnen 3 Tagen nach der Anzeige schriftlich 
zu erteilen oder mit entsprechender Begründung abzu­
lehnen.

(2) Gegen die Untersagung oder Ablehnung einer Be­
willigung zur Hausschlachtung kann der Tierhalter beim 
Rat des Kreises, Abteilung Landwirtschaft, Erfassung 
und Forstwirtschaft, Einspruch erheben, der binnen 
10 Tagen nach Einreichung des Einspruches zu entschei­
den hat. Die Entscheidung ist endgültig.

(3) Die von den Tierhaltern erstatteten Anzeigen sowie 
die Bewilligung sind vom Rat der Gemeinde/Stadt zu 
registrieren und auszuwerten.

§ 5
Durchführung der Schlachtung

(1) Die Hausschlachtung darf nur von Berufsfleischern 
oder Hausschlächtern durchgeführt werden, die dazu 
gemäß den darüber geltenden Vorschriften die erforder­
liche Berechtigung besitzen. Sie sind dafür verantwort­
lich, daß vor der Hausschlachtung neben der Bewilli­
gung zur Hausschlachtung die vorgesehenen Zuthtun- 
tauglichkeits- bzw. Abkörbescheinigungen entsprechend 
der Anordnung Nr. 2 vom 9. Februar 1959 über die 
Schlachtung von landwirtschaftlichen Nutztieren (GBl. 1
S. 164) vorliegen. Ist dies nicht der Fall, so hat der Flei­
scher oder Hausschlächter die Schlachtung abzulehnen, 
die ihm vorgelegte Hausschlachtgenehmigung einzu­
ziehen und dem zuständigen Rat der Gemeinde/Stadt 
zurückzugeben.

(2) Der Rat des Kreises kann Fleischern oder Haus­
schlächtern, die den Bestimmungen des Abs. 1 zuwider­
handeln, die Berechtigung zur Durchführung von Haus­
schlachtungen entziehen.

§ 6
Strafbestimmungen

Die vorsätzliche oder fahrlässige Durchführung von 
Hausschlachtungen entgegen den Bestimmungen der 
§§ 1 und 2 kann nach § 63 Abs. 1 Ziff. 5 der Neufassung 
der Verordnung vom 1. Januar 1957 über die Pflicht­
ablieferung und den Verkauf landwirtschaftlicher Er­
zeugnisse (GBl. I S. 39) bestraft werden.

§ 1
Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 19. Februar 
1959 über die Durchführung von Hausschlachtungen 
(GBl. I S. 165) außer Kraft.

Berlin, den 21. Dezember 1962
Der Minister

für Landwirtschaft, Erfassung und Forstwirtschaft
I.V.: K o c h  
Staatssekretär


